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Stuttgart, 26. November 2015

  

Aktuelle Debatte

  

  

Noch immer fehlen die wegweisenden Maßnahmen auch im Land 

  

In der Aktuellen Debatte „Anpacken und handeln – Baden-Württemberg als Vorreiter bei der
Umsetzung des Asylpakets“, sagten der Fraktionsvorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Dr.
Hans-Ulrich Rülke, und der integrationspolitische Sprecher, Andreas Glück:

  

„Das Asylbeschleunigungsgesetz, auf das sich Bundestag und Bundesrat haben einigen
können, gilt nun seit dem 23.10.2015. Nun ist es an der Landesregierung, diese Beschlüsse mit
Leben zu füllen. Es ist aber augenscheinlich, dass es für die grün-rote Landesregierung noch
längst nicht an der Zeit ist, sich auf die Schulter zu klopfen und sich zum Vorreiter des
Asylpakets zu küren.“ betonte Rülke.

  

„Ministerpräsident Kretschmann stellt sind in dieser Sache solidarisch an die Seite der
Kanzlerin, um Salz in die Wunde der gespaltenen CDU zu streuen. Was wir aber brauchen, ist
eine Kanzlerin, die ihre zentrale Rolle begreift und die europäische Solidarität in der
Flüchtlingsfrage einfordert. Dies gelang ihr zwar beim letzten Griechenlandpaket – nicht aber in
dieser Flüchtlingskrise.“ kritisiert Rülke.

  

„Die Landesregierung bleibt bei der Umsetzung des Asylpakets viele Antworten schuldig“,
knüpfte Glück an. „Bei den Abschiebungen sprechen die Zahlen nämlich gerade eine deutliche
Sprache. Im Vergleich zu 2010 hat sich die Zahl der Abschiebungen um den Faktor 2,5 erhöht,
im gleichen Zeitraum hat sich die Zahl der Flüchtlingszugänge aber mehr als verzwanzigfacht.
Innenminister Gall betont daneben immer wieder, dass man auf die freiwillige Rückkehr setze.
Allerdings liegen der Landesregierung über den vermeintlichen Erfolg des freiwilligen
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Rückkehrmanagements keine statistischen Untermauerungen zur Verfügung, sondern man
spricht von Erfahrungen und Beobachtungen.

  

Asylbewerber sollen in den Erstaufnahmestellen möglichst nur Sachleistungen
bekommen.Gegen die Sachleistungen betonen besonders die Grünen im Land immer wieder
den Vorbehaltdes vertretbaren Verwaltungsaufwands. Noch immer steht die Umstellung von
Geld- aufSachleistungen im Land aus, um endlich diesen Pull-Faktor abzustellen. Nun ist die
Landesregierung bei der praktischen Umsetzung gefordert. Wir müssen hier auf ein
zielstrebiges Wirken drängen – es darf nicht passieren, dass am Ende behauptet wird, dass der
Verwaltungsaufwand nun unvertretbar sei.“ so Glück wörtlich.

  

„Wir Freien Demokraten stehen für ein strenges Asylrecht, das nach klaren Regeln funktioniert.
Das Asylverfahren muss effektiv gestaltet werden, von Flüchtlingen müssen wir ein klares
Bekenntnis zu unserem Rechtsstaat und die Akzeptanz der hiesigen gesellschaftlichen Regeln
abfordern. Zudem sehen wir in der Gewährung von temporärem Schutz für Kriegsflüchtlinge
einen zentralen Schlüssel, um das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge endlich zu
entlasten. So würde auch der Familiennachzug befristet, spätere Rückführungen erleichtert und
das klare Signal gesendet, dass das Asylrecht nur politisch Verfolgten offen steht. Diese
Veränderungen im Asylrecht müssen wir aber mit der Einführung eines
Einwanderungsgesetzes flankieren, das klar benennt, wer unter welchen Voraussetzungen bei
uns eine dauerhafte Bleibeperspektive erhält, weil wir ihn auf unserem Arbeitsmarkt brauchen.
Auch Kriegsflüchtlinge, die die Kriterien des Einwanderungsgesetzes erfüllen, können auf
dieser Grundlage in Deutschland bleiben. Ihnen stünde auch die Möglichkeit des
Familiennachzugs offen.“ zeigte Glück auf.

  

„Ganz klar ist doch, dass die Bereitschaft der Bevölkerung der wichtigste Maßstab sein muss,
wie viele Flüchtlinge unser Land aufnehmen kann. Ein pauschales „Das Boot ist nie voll“, wie es
Ministerpräsident Kretschmann sagt, stößt die vielen Menschen im Land vor den Kopf, die sich
bereits heute aufopferungsvoll haupt- und ehrenamtlich um die Flüchtlinge kümmern – und
dabei an den Rand ihrer Leistungsfähigkeit kommen. Es geht auch nicht ohne den
Schulterschluss mit den Kommunen. Und gerade hier steht hat der Ministerpräsident den
Gemeinden abgesprochen, mit der Regierung auf Augenhöhe zu agieren. Ich war dem
Ministerpräsidenten zunächst dankbar, dass er nun zum ersten Mal eine klare Aussage
getroffen hat, als er uns zusagte, dass Asylverfahren einschließlich des Gerichtsverfahrens nun
innerhalb eines Monats abgeschlossen sein sollen. Hieran hätten wirfortan die Leistung der
Landesregierung klar messen können. Aber bereits wenige Minuten danach fiel der
Ministerpräsident wieder in den gewohnten Eiertanz und schränkte ein, dass es nur um die
Eilverfahren ginge.“ schloss Rülke.
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